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Wolf-Dieter Just

Aktuelle Entwicklungen beim Asyl in der Kirche

Tätigkeitsbericht der Ökumenischen Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche 2002/03

1. Eine Hoffnungsgeschichte

Worum geht es in einem Bericht über die Entwicklungen beim Asyl in der Kirche? Es gibt manches zu vermelden im Blick auf die zahlenmäßige Entwicklung beim Kirchenasyl, die politischen Rahmenbedingungen, über Tagungen und Veröffentlichungen, Vorstandsaktivitäten und Finanzen. Aber das Eigentliche geschieht in den Gemeinden, die bedrohte Flüchtlinge aufnehmen, die für ihre Menschenwürde und Rechte kämpfen, die den Konflikt mit dem Staat im Namen der Humanität aufnehmen. Und darum möchte ich auch diesem Bericht ein Beispiel voranstellen, das im Konkreten zeigt, worum es geht und warum es uns, die BAG,  überhaupt gibt. Es ist eine von vielen Hoffnungsgeschichten, die allen staatlichen und politischen Widrigkeiten zum Trotz zeigen, warum unsere Arbeit sich lohnt. Ich zitiere das Schwäbische Tageblatt vom 6.2. 2003 (mit leichten Kürzungen und Korrekturen auf Grund von Angaben des Pfarrers Zwanger)

Das Ende eines langen Kampfes

Die kurdische Familie Güler erhält nach 30 Monaten Wartezeit die

Aufenthaltsbefugnis

„TÜBINGEN. Die kurdische Familie Güler kann in Deutschland bleiben. Das Regierungspräsidium Tübingen bestätigte gestern, dass nicht nur die Eltern Hatice und Mustafa Güler eine Aufenthaltsbefugnis erhalten, sondern auch die drei volljährigen Kinder Sultan, Fatma und Ahmet. „Wir können es noch gar nicht glauben“, kommentierte der 22-jährige Ahmet gestern die Entscheidung, die der Familie am Dienstag schriftlich zugestellt worden war. Seit zweieinhalb Jahren wohnen die Gülers im Mesnerhaus der Tübinger

Martinskirche .... Dort hatten sie zunächst illegal  Zuflucht vor der drohenden Abschiebung gesucht, ein ökumenischer Unterstützerkreis betreute die Familie und setzte sich für eine nochmalige Prüfung des Falls ein.

Mehrere Gutachten waren nötig, um die zuständigen Behörden davon zu überzeugen, dass die in der Türkei mehrfach gefolterte Hatice Güler nicht in ihr Heimatland abgeschoben werden darf.“

Die schwer traumatisierte Frau sowie ihr Ehemann erhielten daraufhin im Februar 2002 eine Duldung, später eine Aufenthaltsbefugnis. Dies galt jedoch nicht für die Kinder, die seit 12 bzw. 13 Jahren in Deutschland leben, denen aber dennoch seit  vergangenem Herbst die Abschiebung drohte und nur durch das Kirchenasyl geschützt waren. Dass  nun auch die drei Kinder ein Bleiberecht haben, wertet Ahmet Güler als Früchte eines „sehr, sehr langen Kampfes“, zu dem die Tübinger Kirchengemeinden wesentlich beigetragen hätten. 

Das Kirchenasyl war erfolgreich, aber es hat lange gedauert. 30 Monate im Tübinger Wartestand und 13 Jahre ohne gesichertes Bleiberecht in Deutschland- das ist für die Flüchtlinge unzumutbar, findet Pfarrer Zwanger.  Aber auch der Gemeinde, dem Unterstützerkreis und der Bevölkerung wurde einiges abverlangt. Zwanger hat ausgerechnet, dass das Kirchenasyl 6000 Stunden ehrenamtlicher Arbeit erfordert hat. Außerdem waren mit rund 50 000 Euro zahlreiche Spender beteiligt. 

„Wer nicht kämpft, hat schon verloren“, zitiert Ahmet Güler ein deutsches

Sprichwort. Jetzt will sich die Familie eine geräumigere Bleibe suchen. Und reisen: In die Schweiz und nach Frankreich, um Verwandte zu besuchen und endlich das Mittelmeer wiederzusehen. Bisher mussten sich die Gülers für jede Reise innerhalb Deutschlands eine Genehmigung holen. „Es ist schön, mehr Rechte zu haben „ freut sich der 22-Jährige. (Christiane Hoyer)

Ich denke, dieses ist tatsächlich eine Hoffnungsgeschichte. Sie zeigt - wie viele ähnliche Berichte von Kirchenasylen auch - , dass die christlichen Tugenden von Nächstenliebe und Gerechtigkeit und die bürgerlichen Tugenden von Zivilcourage und Solidarität  doch noch nicht ganz  dem Trend zur Ego- und Spaßgesellschaft zum Opfer gefallen sind. Und sie zeigt auch, dass sich solcher Einsatz lohnt - nach wie vor haben die meisten Kirchenasyle Erfolg. In diesem Fall haben Gemeinde und Anwalt den staatlich Verantwortlichen nicht durch Konfrontation, sondern durch zähes Verhandeln plausibel machen können, was  Humanität und Recht gebieten. 

2. Wieder Pfarrer vor Gericht

Leider gehören zu unseren Erfahrungen aber auch weniger erfreuliche Geschichten. So hat es auch im vergangenen Jahr Versuche gegeben, das Kirchenasyl zu kriminalisieren. In meinem letzten Jahresbericht hatte ich von zwei Hildesheimer Pfarrern berichtet, die einer kurdischen Familie über ein Jahr lang Kirchenasyl  gewährt hatten und darum von der niedersächsischen Justiz angeklagt worden waren - u.z. nach §92a AuslG, dem sogenannten Schlepperparagraphen. Der humanitäre Einsatz für Flüchtlinge durch die Gewährung von Kirchenasyl wurde mit kriminellen Schlepperaktivitäten gleichgesetzt. Die Pfarrer sollten zunächst 5.250 Euro bzw. 3.750 Euro Geldstrafe zahlen, legten dagegen aber Widerspruch ein. Ende Juli vergangenen Jahres kam es zur Gerichtsverhandlung, die in der Öffentlichkeit viel Aufsehen erregte. Die Hildesheimer Staatsanwaltschaft behauptete, ihr bleibe angesichts der Gesetzeslage keine andere Wahl - was wenig glaubhaft wirkte angesichts von hunderten ähnlicher Fälle von Kirchenasyl, bei denen keine Anklage erhoben worden ist, schon gar nicht auf Grund des Schlepperparagraphen. Die BAG engagierte sich im Vorfeld des Prozesses, um den Widersinn des Vorgehens der niedersächsischen Justiz  öffentlich zu machen. In einer Presseerklärung hieß es: „Die BAG appelliert an die niedersächsische Justiz, die Kriminalisierung humanitär engagierter Flüchtlingshelfer zu beenden und zu akzeptieren, dass es für Christen und Kirchen eine Bestandspflicht für Verfolgte und Bedrängte gibt. Im schutzsuchenden Fremden begegnet uns Christus selbst. (Mt. 25, 31-46).“ - Außerdem berieten wir in dieser Sache die Landesbischöfin von Hannover, die an dem Vorgang starken Anteil nahm und ihren Pfarrern öffentlich den Rücken stärkte.  Ergebnis der Gerichtsverhandlung war, dass der Prozess vorläufig ausgesetzt wurde, um die Entscheidung über das Asylfolgeverfahren der Flüchtlingsfamilie abzuwarten. Bis dahin dürfen die Flüchtlinge in den Kirchenräumen bleiben. Auch jetzt halten sie sich dort noch auf. Ich denke, dies darf als ein beachtlicher Teilerfolg bewertet werden.

Leider aber halten die Versuche, dass Kirchenasyl zu kriminalisieren, an. Anfang Januar dieses Jahres wurde erstmals in Brandenburg versucht, ein Kirchenasyl gewaltsam zu beenden. In Schwante bei Oranienburg durchsuchte die Polizei - übrigens ohne Durchsuchungsbefehl - Gemeinderäume und die Wohnung des Pfarrers Kölbel, weil die dortige Gemeinde einem Vietnamesen und seinem Sohn Kirchenasyl gewährt. Die Suche war vergebens, da sich die Flüchtlinge zu diesem Zeitpunkt an einem anderen Ort aufhielten. Auch hier engagierte sich die BAG durch Beratung der Gemeinde und  eine öffentliche Stellungnahme. Wir erklärten u.a.: „Gemeinden, die sich in dieser Weise für Flüchtlinge einsetzen, folgen ihrem Gewissen und handeln aus Glaubensüberzeugung. Es gibt eine christliche Beistandspflicht, die der Staat aus Gründen der Glaubens- und Gewissensfreiheit zu schützen hat. Kirchengemeinden wollen nicht den Rechtsstaat in Frage stellen, sondern im Gegenteil einen Beitrag zur Achtung von Menschenwürde und Menschenrechten leisten...Ein solches Bürgerengagement ist für jede Demokratie unverzichtbar, wird aber durch Polizeieinsätze in Kirchen verhöhnt.“ Auch hier wurde ein Erfolg erzielt. Nach einem Gespräch auf höchster Ebene zwischen  dem Ministerpräsidenten Matthias Platzeck, Innenminister Jörg Schönbohm, Landrat Schröder und dem Bischof der Ev. Kirche von Berlin und Brandenburg, Wolfgang Huber, sagte die Landesregierung zu, die Abschiebung der Vietnamesen auszusetzen und in Zukunft das „Asyl in der Kirche“ zu respektieren und auf Polizeieinsätze in kirchlichen Räumen zu verzichten. Leider ist damit die Sache noch nicht beendet. Gegen Pfarrer Kölbel und Pfarrer Vogel aus Havel wurde wegen des Kirchenasyls ein Ermittlungsverfahren eingeleitet - auch hier wegen Verstoßes gegen § 92a AuslG „Einschleusen von Ausländern“. Diese Anklage ist besonders absurd, weil  der Vietnamese Xuan Khang Ha als Vertragsarbeiter in die ehemalige DDR kam und seit 1988 hier lebt. Wer hat hier wen eingeschleust? Wir werden uns weiterhin zugunsten der hier angeklagten Pfarrer engagieren.

3. Weitere Entwicklungen beim Kirchenasyl

a. Wo Flüchtlingen nicht durch Kirchenasyl geholfen werden konnte

Insgesamt ist die Zahl der Kirchenasyle etwas zurückgegangen. Ob dies eine vorübergehende Entwicklung ist oder - angesichts der seit Jahren rückläufigen Asylbewerberzahlen  zu einem anhaltenden Trend wird, läst sich derzeit noch nicht abschätzen.1 Sicher wird aber zu selten Kirchenasyl gewährt, müsste diese Praxis erweitert werden. Dies wird immer dann augenfällig, wenn wieder eine Abschiebung in Folter oder erneute Verfolgung bekannt wird. Unlängst wurde z.B. bekannt, dass der Sikh-Aktivist Pal Singh Bhullar nach seiner Abschiebung 1995 in der Todeszelle landete und dass  sein Todesurteil im Dezember 2002 in einem Revisionsverfahren bestätigt worden ist. Der Vorgang zeigt die Mängel im deutschen Asylverfahren - Abschiebungen bei drohender Todesstrafe sind nicht nur unmenschlich, sondern auch rechtswidrig, wie mit Blick auf diesen Fall ein Frankfurter Gericht 1997 bestätigt hat. Das nützt ihm jetzt nichts mehr. Wer wird für die Fehlentscheidung zur Rechenschaft gezogen? 

Die zweite erschütternde Meldung der letzten Tage ist die vom yezidischen Flüchtling David Mamedov, der sich aus Angst vor der drohenden Abschiebung in seiner Wohnung im nordrheinwestfälischen Schloss Holte erhängt hat. Hätte nicht in hier ein Kirchenasyl helfen und diese menschliche Katastrophe verhindern können? Ist unser Netz von kirchenasylbereiten Gemeinden zu klein, zu weitmaschig, um staatliches Versagen zu kompensieren?

b. Nach wie vor sind hauptsächlich Kurden im Kirchenasyl

Nach wie vor sind mit großem Abstand die meisten Flüchtlinge im Kirchenasyl Kurden. Viele von ihnen halten sich bereits 10 Jahre und länger in der Bundesrepublik auf. Schon von daher ist eine Abschiebung, insbesondere von Familien mit Kindern, die hier aufgewachsen, integriert sind und ihren Lebensmittelpunkt haben, eine höchst fragwürdige Politik. Aber auch die Menschenrechtssituation in der Türkei ist nach wie vor angespannt - allen Beteuerungen der Türkei, die eine Aufnahme in die EU anstrebt,  zum Trotz.  Zwar wurde Ende November 2002 der Ausnahmezustand in den kurdischen Landesteilen aufgehoben und von Tausenden gefeiert. Doch die ersehnte Normalisierung ist nicht eingetreten. So meldete der türkische Menschenrechtsverein IHD,  weitere Fälle von Verschwindenlassen in kurdischen Gebieten. Das kurdische Frauenbüro in Düsseldorf berichtet von Zwangssterilisationen kurdischer Frauen. Ai wirft der Türkei vor, weiterhin systematisch zu foltern. 30.000 kurdische Familien warten immer noch darauf, in ihre Dörfer zurückkehren zu dürfen. Rückkehrwillige werden gedrängt, ein Dokument zu unterzeichnen, in dem sie erklären, dass ihr Dorf nicht niedergebrannt worden ist und sie aus freiem Willen ihrer Heimat verlassen haben.2  Dies sind nicht die Voraussetzungen für eine menschlich vertretbare Rückführung von Kurden, die in Deutschland Asyl gesucht haben.

c. Das Wanderkirchenasyl in NRW (WKA)

Seit seinem Beginn im Januar 1998 begleitet und unterstützt die BAG die Lösungssuche für die kurdischen Flüchtlinge im WKA und hat regelmäßig darüber berichtet. 

Während der vergangenen 5 Jahre betreuten etwa 100 evangelische und katholische Kirchengemeinden insgesamt 493 Menschen. 

Die anfangs ständig gewachsene Anzahl der WKA-Flüchtlinge hat immer wieder zu Verwirrung und der Vermutung geführt, im WKA habe es eine ständige Fluktuation gegeben. Richtig ist, dass ab 1999, dem Beginn der sog. „WKA-Einzelfallprüfungen“, keine Flüchtlinge ins WKA aufgenommen wurden, es sei denn durch Geburt oder als Familienmitglieder ersten Grades, also Ehepartner und Kinder.

In den Einzelfallprüfungen wurden die Asylverfahren in Bezug auf veränderte Rechtssituationen anhand neuer Erkenntnisse durch das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, ggf. durch die Gerichte geprüft. Die Ausländerbehörden prüften im Rahmen ihrer gesetzlich-humanitären Spielräume in Rückkoppelung mit dem NRW-Innenministerium. In etlichen Fällen konnten Lösungen mit Hilfe des Petitionsausschusses des NRW-Landtags gefunden werden.

Die Einzelfallprüfung durch das Bundesamt und das NRW-Innenministerium wurde im Jahr 2002 mit folgendem Ergebnis beendet: 

- 382 Menschen erhielten durch Ausländerbehörden-, Bundesamts- oder Gerichtsentscheide, einige durch Heirat u. Familienzusammenführung ein lang- bzw. längerfristiges Aufenthaltsrecht.

- 38 Menschen sind aus dem WKA „ausgestiegen“ - 12 Menschen mit uns unbekanntem Aufenthalt, 26 Menschen betreiben ihr Verfahren außerhalb des WKAs.

- 2 Menschen sind freiwillig in die Türkei zurückgekehrt.

- 4 Menschen leben nach ihrer Abschiebung im Jahr 2000 wieder in der Türkei,

-  2 ebenfalls im Jahr 2000 Abgeschobene konnten im Rahmen der Familienzusammenführung erneut nach Deutschland einreisen und haben mittlerweile einen gefestigten Aufenthalt.

Für 67 Menschen, von denen sich 33 noch im Kirchenasyl befinden, müssen teils abschließende Entscheidungen abgewartet, teils tragbare Lösungen noch gefunden werden. 

Unser Dank gilt der überaus hilfreichen Unterstützung durch Dr. Dieter Wiefelspütz, MdB, der die notwendigen Gesprächskontakte zu Ämtern und Behörden ermöglichte und die Entwicklung der WKA-Einzelfallprüfung seit über 2 Jahren begleitet, ebenso wie den EntscheiderInnen beim Bundesamtes und bei den Ausländerbehörden, die Spielräume im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten konstruktiv nutzten. In besonderer Weise haben wir den Petitionsausschuss des NRW-Landtags schätzen gelernt, dessen Vermittlung den notwendigen Dialog mit den zuständigen Behörden beförderte, oft erst ermöglichte. 

Unsere Sorge gilt nun vorrangig denen, für die es bisher noch keine Lösung gibt. Darüber hinaus halten die meisten Kirchengemeinden weiter Kontakt zu ihren ehemals Schutzbefohlenen und unterstützen sie in ihren Integrationsbemühungen, die soweit man das heute schon sagen kann, recht erfolgreich verlaufen. Eine abschließende Aus- und Bewertung des WKAs kann zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

4. Asylpolitische Entwicklungen und Initiativen der BAG

Das asylpolitisch wichtigste Thema im vergangenen Jahr war das rot-grüne Zuwanderungsgesetz, das am 18.Dezember vom Bundesverfassungsgericht für nichtig erklärt wurde, weil sein Zustandekommen nicht verfassungskonform war. Es enthielt einige Verbesserungen, die wir begrüßt haben. Dazu gehörte die Einführung einer Härtefall-Klausel, mit der individuelle Härten bei der Anwendung des Ausländerrechts abgewendet werden sollten. Wir hatten uns sehr dafür eingesetzt, weil auf diese Weise viele Kirchenasyle vermieden werden könnten. Außerdem enthielt das Gesetz endlich die Anerkennung geschlechtsspezifischer und nicht-staatlicher Verfolgung. Dem standen Verschlechterungen gegenüber - wie das weithin ungeklärte Schicksal der bisher „Geduldeten“, die geplanten Ausreisezentren, die Erweiterung der Ausweisungstatbestände, die Ausweitung des Geltungsbereichs des Asylbewerberleistungsgesetzes, die Nichtanerkennung subjektiver Nachfluchtgründe im Folgeverfahren (d.h. exilpolitische Aktivitäten) und anderes mehr. Unverändert wurden die menschenunwürdigen Regelungen der Abschiebehaft und das höchstproblematische Flughafenverfahren übernommen. Nach wie vor wurde die UN-Kinderkonvention nicht umgesetzt und es fehlte jeder Ansatz, elementarste Rechte für Menschen in der Illegalität sicherzustellen. Wir haben diese Kritik in verschiedenen Gesprächen und Stellungnahmen immer wieder eingebracht. Außerdem haben wir uns an der Bleiberechtskampagne für die „Geduldeten“ von Pro Asyl beteiligt. 

Am 15. Januar 2003 hat das Bundeskabinett beschlossen, das Zuwanderungsgesetz erneut und unverändert auf den Weg zu bringen. Aller Voraussicht nach wird es im Bundesrat mit seiner CDU-Mehrheit abgelehnt und dann im Vermittlungsausschuss neu verhandelt. Dabei steht zu befürchten, dass die wenigen Verbesserungen für den Flüchtlingsschutz auch noch herausgenommen werden. Die Union hat bereits 137 Änderungsanträge beschlossen, mit denen das Ausländerrecht verschärft werden soll. Die Härtefall-Regelung und Anerkennung geschlechtsspezifischer und nicht-staatlicher Verfolgung sollen wieder aus dem Gesetz herausgenommen werden. Das Kindernachzugsalter soll auf 10 Jahre gesenkt werden, die rot-grüne Staatsangehörigkeitsreform soll teilweise zurückgenommen werden, Ausländer, die bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten nicht mitwirken, sollen nicht nur in Ausreisezentren untergebracht , sondern in Beugehaft genommen werden, um die Ausreise zu erzwingen  etc.  Die „Giftliste“ ist lang und soll hier nicht wiedergegeben werden. Die Strategie ist offenbar, möglichst hoch zu pokern, um in den Verhandlungen am Ende wenigstens einige der gewünschten Verschärfungen durchzubringen. Ausländer und Flüchtlinge werden zum Spielball der Politik - wie dies schon bei den unwürdigen Auseinandersetzungen um das gescheiterte Zuwanderungsgesetz der Fall war. Menschen, die besonders verletzlich sind, werden politisch instrumentalisiert. Wird nicht eben solche Herabwürdigung von Menschen zu bloßen Objekten fremder Interessen ethisch wie rechtlich als Verletzung der Menschenwürde bezeichnet? 

Angesichts dieser politischen Ausgangslage hat sich die BAG gegen ein Nachverhandeln des Zuwanderungsgesetzes ausgesprochen. Schon in der gegenwärtigen Form ist es unakzeptabel. Nachverhandlungen können nur weitere Verschlechterungen bringen. In dieser Situation ist der wahrhaft nicht rosige status quo noch die beste Option. 

Auch im vergangenen Jahr war ein Schwerpunkt unserer politischen Initiativen, auf die menschenunwürdige Situation der Menschen in der Illegalität aufmerksam zu machen und Menschenrechte für diese politisch schwächste Gruppe in unserer Gesellschaft zu fordern. Vor der Bundestagswahl haben wir - gemeinsam mit Pro Asyl, Pax Christi, der Internationalen Liga für Menschenrechte, der Initiative Kirche von unten und dem Flüchtlingsrat NRW - , in einer Erklärung gefordert, dass diese Menschen wenigstens Zugang zu medizinischer Versorgung und schulischer Bildung erhalten, vor Ausbeutung und Lohnprellung durch Arbeitgeber geschützt werden, dass Opfer von  Menschenhandel und Zwangsprostitution Zeugenschutz erhalten und dass § 76 AuslG, der sogenannte Denunziationsparagraph, der Behörden verpflichtet, unerlaubt Aufhältige der Ausländerbehörde zu melden, gestrichen wird. Um diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, wurden die Generalsekretäre aller im Bundestag vertretenen Parteien angeschrieben und um eine Stellungnahme gebeten. Außer der CSU haben alle Generalsekretäre geantwortet. Wir erhielten für unsere Vorschläge volle Zustimmung von PDS und Grünen, teilweise auch von der SPD, eine nichtssagende Reaktion vom BMI und eine etwas undeutliche Reaktion der FDP. Die CDU hat nicht einmal ansatzweise Verständnis für die Notlage dieser Menschen aufbringen können . Stattdessen präsentierte Laurenz Meyer eine Art Horrorkatalog von Maßnahmen gegen Menschen ohne Papiere, die die CDU im Falle eines Wahlsieges durchsetzen wolle: „Beugehaft“ für Ausländer, die bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten nicht mitwirken, bessere „Möglichkeiten zur Rückführung renitenter Ausländer“, „Erweiterung der Möglichkeiten der Durchsuchung illegal eingereister Ausländer“, eine „Warndatei zur Bekämpfung der Visumserschleichung“, Abnahme von Fingerabdrücken von Visumantragstellern, „präventive Verweigerung der Visumserteilung bei Zweifel über die Rückkehrbereitschaft“, Koppelung von Entwicklungshilfe für Herkunftsländer an die Bereitschaft, Rückübernahmeabkommen zu unterschreiben.... Dieser christdemokratische Katalog bedarf keiner Kommentierung - er spricht für sich selbst.

Nach der positiven Reaktion auf unsere Vorschläge seitens der Grünen und der SPD, die auch in Gesprächen mit führenden Politikern dieser Parteien zum Ausdruck kamen,  hofften wir, dass sie sich nach ihrer Wiederwahl den Problemen der „Papierlosen“ zuwenden würden. Davon ist bisher leider nichts zu sehen. Es gibt keine politische  Initiative, kein Wort darüber im Koalitionsvertrag, nicht einmal mündliche Absichtserklärungen. Aber dieser Umgang mit Versprechen vor der Wahl ist ja nicht nur unser Problem. 

Die prekäre Lage der „sans papiers“ ist bekanntlich auch ein europäische Problem. Darum gibt es in den meisten westeuropäischen Ländern Initiativen, die sich für die Legalisierung und Menschenrechte dieser „heimlichen Menschen“ einsetzen. Ein Organisation, die diese Initiativen zu vernetzen sucht, ist „PICUM“ („Platform for International Cooperation on Undocumented Migrants“) mit Sitz in Brüssel. Die BAG arbeitet eng mit PICUM zusammen. Sie wird demnächst ein „Book of Solidarity“ herausgeben, in dem die diversen Gruppen und Organisationen, die sich für die Rechte von Menschen in der Illegalität in den verschiedenen Ländern einsetzen,  vorgestellt werden. Es ist das erste Manual dieser Art. Eine deutsche Übersetzung des Buches soll beim Ökumenischen Kirchentag in Berlin vorgestellt werden. 

Allerdings sind von der EU kaum  Initiativen zu erwarten, die die Lage der sans papiers verbessern. Die Zusammenarbeit auf dieser Ebene konzentriert sich eher darauf, die illegale Einreise in die EU mit allen nur erdenklichen Mitteln zu stoppen. So haben sich z.B. Ende Januar 5 EU-Staaten gegenseitige Unterstützung bei der Bekämpfung illegaler Einreise  zugesagt. Spanien, Portugal, Italien, Frankreich und Großbritannien vereinbarten den gemeinsamen Einsatz von Patrouillenbooten im Mittelmeer und im Atlantik, um Flüchtlingsschiffe zu stoppen. Auf gleicher Linie liegt die Stürmung der Kirche  von Calais durch die französische Polizei am 15.November 2002, in der sich 90 Flüchtlinge aus dem Irak und Afghanistan aufhielten, um weiter nach Großbritannien zu reisen  und die Schließung des Flüchtlingslagers von Sangatte bei Calais unweit des Eurotunnels. Nicht Menschenrechte sogenannter „Illegaler“ stehen heute auf der europäischen Agenda, sondern die Perfektionierung der Abschottung gegen Flüchtlinge aus aller Welt. 

5. Veröffentlichungen der BAG

Unsere wichtigste Veröffentlichung in diesem Jahr ist das „Handbuch Kirchenasyl“, herausgegeben von Beate Sträter und mir, erschienen beim von Loeper Verlag. Dieses Handbuch führt in alle wichtigen Aspekte des Kirchenasyls ein und ist insbesondere für diejenigen gedacht, die Flüchtlingen helfen wollen, denen bei einer Abschiebung Gefahren für Leib, Leben und Freiheit drohen. Es enthält ein Vorwort von Bischof Huber, eine asylpolitische Analyse von Heribert Prantl, Aufsätze zu den theologischen Grundlagen und rechtlichen Aspekten des Kirchenasyls, einen geschichtlichen Abriss zur Entwicklung der Kirchenasylbewegung in Deutschland, Berichte aus der Praxis von Kirchasylgemeinden, einen praktischen Wegweiser, Kirchliche Stellungnahmen zum Thema,  Literaturhinweise und Adressen. Damit steht ein gut lesbarer übersichtlicher, theoretischer und praktischer Wegweiser zur Verfügung, der hoffentlich weite Verbreitung findet und Gemeinden bei Entscheidungen über Kirchenasyl und dessen praktischer Durchführung hilft.  

Weitere Veröffentlichungen:

Wolf-Dieter Just: Kirchenasyl und Gewissen. Ethische Überlegungen zu einem Streitthema, in: W.Bechinger, F.Dungs, U.Gerber: Umstrittenes Gewissen, Darmstädter Theologische Beiträge zu Gegenwartsfragen Bd. 8, Frankfurt/M 2002, S.153-179 

Wolf-Dieter Just: Kirchenasyl – Gemeinden sind herausgefordert, in: Lernort Gemeinde. Zeitschrift für theologische Praxis, 1/2003

6. Tagungen der BAG

Die letzte Jahrestagung der BAG fand vom 26.-28.April 2002 an der Evangelischen Akademie Mülheim statt. Das Thema:  „Spiritualität und Engagement. Orientierungen für die kirchliche Ausländer- und Asylarbeit“. Die Tagung konzentrierte sich auf die Klärung der spirituellen Fundamente unseres Engagements und die Zusammenarbeit mit nicht-kirchlichen Gruppen und mit Muslimen, die  andere Grundüberzeugungen, aber gleiche Ziele haben. Die Tagung war nicht gut besucht – umso intensiver waren der Austausch und das gemeinsame Nachdenken.  Die Beiträge zur Tagung sind in einer Dokumentation erschienen, die bei der Geschäftsstelle bestellt werden kann.

Die BAG war Mitveranstalter des traditionellen Asylpolitischen Forums an der Evangelischen Akademie Mülheim 13.-15. Dezember 2002. Thema dieser sehr gut besuchten und erfolgreichen Tagung war: „Vom Asylkompromiss zum Zuwanderungsgesetz.“ 

Die diesjährige Jahrestagung der BAG findet erstmals nicht in Mülheim statt, sondern in Berlin in Kooperation mit der Evangelischen Akademie Berlin., 13.-15. Februar 2003. Wir waren in Sorge, ob dieser Wechsel gelingen würde. Es konnten jedoch hochkarätige Referenten  gewonnen werden,   und die Zahl der Anmeldungen ist auch sehr erfreulich. Das Thema: „Perspektiven der Asylpolitik nach der Bundestagswahl“.

7. Aus der Arbeit von Koordinationsrat und Vorstand

Die erwähnten Aktivitäten sind im Koordinationsrat und Vorstand der BAG geplant und abgestimmt worden. Der Koordinationsrat mit VertreterInnen aus fast allen Bundesländern, hat dreimal getagt. 
 Zu den regelmäßig wiederkehrenden Themen dieser Sitzungen gehörten 

-
die Analyse der asylpolitischen Lage, insbesondere die Diskussion um das Zuwanderungsgesetz, und die Vorbereitung von Stellungnahmen;

-
der Bericht über aktuelle Entwicklungen des Asyls in der Kirche in den einzelnen Bundesländern;

-
die Beteiligung der BAG am Ökumenischen Kirchentag in Berlin;

-
die Zusammenarbeit mit anderen Organisationen (u.a. mit Pro-Asyl, Picum, Pax Christi und das Verhältnis zu den Kirchen);

- 
sowie die Entwicklung der Arbeit in der Geschäftsstelle und ihrer Finanzierung.

Bei einer Klausur des Ko-Rates am 11./12.. September 2002 in Neudietendorf (Thüringen) wurden darüber hinaus konzeptionelle Fragen unserer Arbeit diskutiert, insbesondere das Verhältnis von Kirchenasylgemeinden, Ländernetzwerken und BAG, die Aufgabenverteilung und die Zuarbeit der Geschäftsstelle.

Außerdem gab es Neuwahlen zum Vorstand. Hildegard Grosse, Bernd Göhrig, Jürgen Quandt und Wolf-Dieter Just wurden wiedergewählt. Neu ist Jürin Fritzlar aus Düren hinzugekommen, die ihre große Erfahrung mit dem Wanderkirchenasyl in NRW einbringt. Ausgeschieden sind Anne Timpe und Andreas Hämer, die nicht noch einmal kandidiert haben. Ihnen sei für ihre engagierte Arbeit ganz herzlich gedankt.

8. Schluss

Neben der Begleitung und Unterstützung aktueller Kirchenasyle werden uns in der kommenden Zeit politisch vor  allem bei folgende Problemen engagieren:

- Elementare Menschenrechte müssen  auch für Menschen in der Illegalität gelten.

- Die Härtefallregelung im Zuwanderungsgesetz darf nicht einer Neuverhandlung des Gesetzes zum  Opfer fallen. 

- Für die ca. 230.000 Geduldeten bedarf es einer Bleiberechtsregelung – dies ist in der existierenden Fassung des Zuwanderungsgesetzes nicht geklärt. Wenn diese Menschen rechtlich ins Bodenlose fallen, wird es eine Vielzahl von Kirchenasylen geben. 

- Der deutsche Vorbehalt gegenüber der UN-Kinderrechtskonvention muss aufgegeben werden. 

- Die Kriminalisierung der Helfer beim Kirchenasyl und bei der Arbeit mit Menschen in der Illegalität muss ein Ende haben – gegebenenfalls durch Änderung des § 92a AuslG.

       Die Sache des Kirchenasyls wird also weitergehen. Wir sind oft selbst überrascht, wie immer wieder neue Gemeinden, die bisher gar nicht in unserem Blickfeld waren, zu diesem Mittel greifen, um bedrohte Menschen zu schützen und Zeichen zu setzen für unseren Gott, der keine Fremden kennt, weil alle seine Geschöpfe sind. Die Botschaft der Bibel geht sogar noch weiter und spricht von der Gottebenbildlichkeit jedes Menschen. Darin liegt seine besondere Würde, sein Recht auf Leben, Autonomie und Freiheit, die jeder andere zu achten hat. Kein Mensch darf über den anderen wie ein bloßes Objekt verfügen – eine Einsicht, die sich auch im Menschenwürdeprinzip des Grundgesetzes ausdrückt. Wo dieses Prinzip in Gefahr gerät – und dies ist bei Abschiebungen, Abschiebehaft und Asylbewerberleistungsgesetz der Fall –dürfen wir nicht passiv zuschauen – weder als Christen noch als Bürger dieses Staates, in dem das GG gilt. Mit dieser Überzeugung werden wir unsere Arbeit weiter tun.

Beate Sträter

Tätigkeitsbericht der Geschäftsstelle für das Jahr 2002

1.  Kirchenasyle im Jahr 2002

Ich möchte beginnen mit einem Überblick über die Kirchenasyle im letzten Jahr. Die Statistik bezieht sich allein auf das Jahr 2002. Zur bisherigen Entwicklung der Kirchenasyle in diesem Jahr werde ich gesondert etwas sagen.

Insgesamt verzeichnete  die BAG für das Jahr 2002 45 öffentliche Kirchenasyle, dies ist im Vergleich zum Vorjahr ein Rückgang von ca. 20 % ( zum Vergleich: 2001: 56 KA)

Hiervon wurden 13 Kirchenasyle im letzten Jahr neu begonnen, 23 Kirchenasyle wurden beendet.

35 evangelische Gemeinden, 8 katholische, sowie 2  ökumenische Zusammenschlüsse von Gemeinden  gewährten 193 Personen Zuflucht, darunter waren 133 Kinder und Jugendliche. In 36 Fällen wurden Familien geschützt. 

Hinzu kommen noch die sog. stillen Kirchenasyle, für die genaue Angaben naturgemäß schwieriger sind. Nach unseren Informationen gab es im Jahr 2002 13 stille Kirchenasyle mit  35 Personen. Ebenfalls nicht erfasst ist mit diesen Zahlen das Wanderkirchenasyl, wozu Wolf-Dieter Just ja bereits genaue Angaben gemacht hat..

Tabelle 1: Verteilung nach Bundesländern

Bundesland
Anzahl der Fälle

Nordrhein-Westfalen
13

Niedersachsen
9

Baden-Württemberg
6

Berlin
4

Saarland
2

Bremen
2

Hamburg
2

Thüringen
2

Brandenburg
1

Sachsen
1

Sachsen-Anhalt
1

Schleswig-Holstein
1

Hessen
1

Mecklenburg-Vorpommern
-

Rheinland-Pfalz
-

Bayern
-

                                               Gesamt
45

Bei den Zahlen der Herkunftsländer stellen kurdische Flüchtlinge aus der Türkei wie in den vergangenen Jahren mit Abstand die größte Gruppe, gefolgt von Flüchtlingen unterschiedlicher Herkunft.:

Herkunftsland
Fälle
Personen,

insgesamt:

Türkei/Kurden
34
162

Togo
1
1

Angola
1
1

Elfenbeinküste
1
3

Kongo
1
2

Albanien (Roma)
1
5

 Mazedonien (Albanber)
1
3

Rumänien
1
5

Vietnam
2
5

Sri Lanka (Tamilen)
2
5

Tabelle 2: Mit welchem Ergebnis für die Flüchtlinge wurde das Kirchenasyl beendet?

Ende des KA:

in %

Anerkennung wegen politischer Verfolgung Art. 16 GG


1


Anerkennung wegen politischer Verfolgung §51 AuslG, sog. kleines Asyl


2


nach § 53 AuslG*


2


Aufenthaltsbefugniss


1


Duldung 


12


Erneutes Visum nach Wiedereinreise bzw. AAV
2


Weiterwanderung


1


insgesamt erfolgreiche Kirchenasyle:


19
82,60

Ausreise ins europäische Ausland
1


insgesamt nicht erfolgreich beendete Kirchenasyle
1
4,37



ohne Angaben
2
8,69

insgesamt:
              23


*Zwei Ausgänge in einem Kirchenasyl

Aktuelle Entwicklungen  2003:

Im laufenden Jahr sind an neuen Kirchenasylen bisher 1 Fall in Dresden, ein Fall in Brandenburg/Havel, ein Fall in Mönchengladbach sowie in Main-Pressen bei Kassel hinzu gekommen.

Vorerst beendet wurde das Kirchenasyl in Friedrichstadt, das im Zusammenhang mit der vorübergehenden Verhaftung der Mutter der kurdischen Familie durch die Presse ging. Auch wenn sie danach entlassen wurde und stationär in der Psychiatrie behandelt wurde, sah es so aus, als ob die niedersächsischen Behörden in keiner Weise mit sich reden lassen würden. Zwei Gutachten, in denen eine PTB bescheinigt wurde, waren vom Gericht nicht anerkannt worden. Ein drittes Gutachten wurde verfertigt, war aber bis zum Ausreisetermin nicht fertig . Also gingen alle davon aus, dass die Familie Yardimci am 31. 01. das Land  verlassen müsste, die Flüge waren bereits gebucht. Eine Demonstration am 26. Januar, bei der auch Unterschriften übergeben wurden, führte wider Erwarten dazu, dass die Abschiebung ausgesetzt wurde. Nun hat das Gericht über das Gutachten befunden und  gestern habe ich in einem Fax die Mitteilung bekommen, dass das Bundesamt auf Grundlage des neuen Gutachtens ein Abschiebungshindernis gemäß § 53,6 AuslG festgestellt hat, die Abschiebung nun erst einmal für drei Monate ausgesetzt ist. Der Bescheid ist allerdings noch nicht rechtskräftig.

Pastor Jordan schreibt: „Nach nunmehr 8einhalb Jahren ist Familie Yardimci zum ersten Mal von deutschen Behörden oder Gerichten Recht zugesprochen worden." 

In einigen Gemeinden sind Wunder dieser Art bisher leider noch ausgeblieben. So gibt es etliche Kirchenasyle, in denen sich scheinbar wenig bewegt:

Seit 1999 befindet sich eine kurdische Familie im Solingen im KA, etliche noch bestehende Kirchenasyle haben im Jahr 2000 begonnen.

Bei den erfolgreichen Ausgängen handelt es sich bei den kurdischen Flüchtlingen wie bei dem Fall in Tübingen oder auch jetzt in Friedrichstadt häufig um die Anerkennung von Abschiebungshindernissen aufgrund von Traumatisierungen. Generell kann man sagen, dass die Familien in Kirchenasylen häufig schon eine lange Zeit in Deutschland leben.

Bei den vietnamesischen Familien, die ja häufig in den neuen Ländern in Kirchenasylen sind, ist dies auch der Fall: Hier begegnet uns das ungelöste Problem der ehemaligen DDR-Vertragsarbeiter und die Probleme mit einer unzureichenden Altfallregelung und fehlenden Härtefallregelungen verbunden sind.

2. Arbeit der Geschäftsstelle

2.1. Publikationen

Wie im Bericht des Vorstandsvorsitzenden bereits angesprochen wurde, haben wir im letzten Jahr einen Infobrief herausgegeben. Er hatte das Thema Asyl in Europa, ein Thema, das auch beim Asylpolitischen Forum 2001 im Mittelpunkt stand. Mein Eindruck ist, dass sich trotz aller Bemühungen, das Thema immer wieder auf die Tagesordnung zu bringen, der europäische Kontext in unseren Köpfen und in der täglichen Arbeit nicht nachhaltig verankern läßt. Der nationale Bezugsrahmen bleibt doch im Moment noch bestimmend.

Die Arbeit am Handbuch Kirchenasyl hat seit dem Sommer viel Arbeitszeit gebunden. Letztlich sind es dann die Kleinigkeiten , der Kontakt mit Verlag und Autoren, Nachfragen , Korrekturen, Recherchen, die für sich genommen nach wenig aussehen, insgesamt jedoch viel Zeit in Anspruch genommen haben. Das Ergebnis kann sich sehen lassen und ich wünsche mir eine gute Verbreitung und einen intensiven Gebrauch des Buches in der Praxis.

2.2. Öffentlichkeitsarbeit
Die üblichen Anfragen von Presse, Rundfunk und Fernsehen nehmen mit wechselnder Intensität einen wichtigen Arbeitsbereich der Geschäftsstelle ein. Wir haben uns - mit unterschiedlichem Erfolg- in Pressemitteilungen immer wieder geäußert, besonders in Hinblick auf das Zuwanderungsgesetz und die bekannten Entwicklungen. 

Im weiteren Sinne würde ich auch das Asylpolitische Forum dazu zählen. Hildegard Grosse hat als Referentin für die BAG an der Tagung mit gearbeitet, ich war in erster Linie an der Vorbereitung beteiligt Der gute Besuch der Tagung - nun wie wir wissen zum letzten Mal in Mülheim- hat gezeigt, wie wichtig dieses Forum des Austausches ist und sollte uns ermutigen, zusammen mit den bisherigen Veranstaltern an einer Fortführung der Tradition zu arbeiten: Ob nun in Bonn, wo die Ev. Akademie des Rheinlands ab dem kommenden Jahr ihren Ort haben wird, oder an einer anderen Ev. Akademie wird noch zu klären sein. 

2.3.Förderkreis

Der Förderkreis hat derzeit 125  Mitglieder und trägt mit über 7000 EUR zu einem erheblichen Teil zu unseren jährlichen Einkünften bei. Das neue Faltblatt mit prominenten Fürsprechern soll uns helfen, hier noch bessere Werbung zu betreiben.

3. Finanzen

Die Finanzlage der BAG ist wie in den letzen Jahren auch relativ angespannt. Die Zuschüsse der Landeskirchen lagen im letzten Jahr bei knapp 7000 EUR. Die EKD hat ihren Zuschuss, der bisher immer 15.000 DM betrug auf 5000 EUR, also um ein Drittel reduziert und dann noch einmal am Ende des Jahres einen Projektzuschuss von 1500 EUR  gewährt. In den Zuwendungsschreiben wird vermerkt, dass mit der Zahlung des Zuschusses nicht angenommen werden kann, dass für das kommende Jahr wieder Geld bewilligt wird. Auch wenn sich dahinter vermutlich  in erster Linie ein formaler Vorbehalt verbirgt, so ist mit doch nicht wohl dabei, wenn plötzlich ein bis dahin relativ problemlos gewährter Zuschuss einfach um ein Drittel gekürzt wird. Für die BAG ist dies eine äußerst schwierige Situation , zumal einige Landeskirchen, wie z.B. das Rheinland nichts bezahlen, weil sie meinen, die BAG müsste von der EKD finanziert werden. Erfreulich ist, dass der  VDD  seinen Beitrag, der bisher immer bei 5000 DM lag auf 3600 EUR erhöht hat. Zusammen mit dem Preisgeld, das Jürgen Quandt für den Georg Elser- Preis bekam , sowie mit dem Zuschuss von Pro Asyl  beliefen sich unsere Einnahmen aus Zuschüssen  im letzten Jahr auf knapp 30.000 EUR und liegen damit wieder deutlich unter dem von uns angestrebten Ziel. Mit Förderkreis, Materialverkauf (der lediglich unsere Druckkosten deckt) und Spenden hatten wir Gesamteinnahmen von rund 45.000 EUR.

Unsere Ausgaben lagen bei knapp 48.000 EUR, so dass wir mit einem Minus von  3000 EUR abschließen. 

4. Planung 2003

4.1.  Infobrief 

Ein neuer Infobrief um Thema Kriminalisierung der Helfer wird voraussichtlich noch im Februar fertiggestellt werden. Hier geht es einerseits wieder um das Thema Illegalität, nun aber mit dem Schwerpunkt der staatlichen Reaktionen auf Menschen, die helfen und unterstützen. Die sich in letzter Zeit häufenden Fälle von Strafanzeigen -W.-D. Just hat dazu berichtet, und unsere internen Diskussionen dazu machen es nötig, sich intensiver damit zu beschäftigen. Damit verbunden ist die seit langem immer wieder erhobene Forderung nach einer Reform der sog. Denunziationsparagraphen, d.h. der Mitteilungspflicht von Behörden, Beratungsstellen etc. wenn sie es mit illegal in Deutschland lebenden Ausländern zu tun bekommen. Verbunden mit dem Infobrief sollte in diesem Jahr eine politische Initiative sein, d.h. wir sollten noch einmal direkt an die Fachpolitiker der Bundestagsfraktionen herantreten. 

4. 2. Ökumenischer Kirchentag in Berlin

Zum ökumenischen Kirchentag in Berlin ist bereits alles gesagt worden. Die Vorbereitung wird in erster Linie von Jürgen Quandt und Bernd Göhrig geleistet. Die Geschäftsstelle wird ihren Beitrag im Rahmen der geplanten Veranstaltungen und mit einem Materialtisch leisten. Auf dem Markt der Möglichkeiten  werden wir aufgrund der etwas ermüdenden Erfahrungen der letzten drei Kirchentage nicht vertreten sein.

4.3. Forum Menschenrechte

Seit Januar diesen Jahres ist die BAG Mitglied im Forum Menschenrechte und wird dort in der innenpolitischen Arbeitsgruppe mit arbeiten. Diese Arbeitsgruppe hat immer wieder Kontakt mit dem Innenausschuss, insgesamt hält das Forum enge Kontakte zum Menschenrechtsausschuss. Ich halte unsere Mitgliedschaft für einen wichtigen Schritt um unsere Arbeit auf Bundesebene zu vernetzen und in etwas breitere Zusammenhänge zu stellen.

1 Zu den aktuellen Zahlen  s. den Bericht von Beate Sträter


2 Die Angaben sind dem Wocheninformationsdienst des Internationalen Vereins für Menschenrechte der Kurden vom 1.-15.Dezember 2002, Nr. 174 entnommen.
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